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DASV

Deutsche Anwalts- und

Steuerberatervereinigung

für die mittelständische

Wirtschaft e. V.
BAG beseitigt Unklarheiten in Sachen CGZP
ein Artikel von Herrn Rechtsanwalt Stefan Engelhardt, Hamburg.

Das Bundesarbeitsgericht hat fünf Entscheidungen getroffen, mit denen die Rechtslage hinsichtlich der Equal-Pay-Ansprüche von Leiharbeitnehmern im Geltungsbereich der CGZP-Tarifverträge geklärt wurde. 

Anhängig waren fünf Klagen von Leiharbeitnehmern, die ursprünglich nach den CGZP-Tarifverträgen bezahlt wurden und nun auf Nachzahlung der Differenz zwischen der von ihren Arbeitgebern gewährten Gehältern und denen vergleichbarer Stammarbeitnehmer im Einsatzbetrieb klagten.

Hier die wesentlichen Ausführungen des BAG:

1. Die CGZP konnte keine wirksamen Tarifverträge abschließen, sodass Leiharbeitnehmer, in deren Arbeitsverträgen auf die von der CGZP abgeschlossenen Tarifverträge Bezug genommen wurde, gemäß § 10 Abs. 4 AÜG grundsätzlich einen Anspruch auf das Arbeitsentgelt haben, das ein vergleichbarer Stammarbeitnehmer des Entleihers erhalten hat. 

2. Ein Vertrauensschutz in die Tariffähigkeit der CGZP existiert nicht. 

3. Wenn in Arbeitsverträgen neben oder anstelle einer Verweisung auf CGZP-Tarifverträge auf den mehrgliedrigen Tarifvertrag zwischen dem Arbeitgeberverband Mittelständischer Personaldienstleister (AMP) der CGZP und einer Reihe christlicher Arbeitnehmer-vereinigungen vom 15.03.2010 Bezug genommen wird, so ist eine solche Klausel intransparent und gemäß § 307 Abs. 1 Satz 2 BGB unwirksam, wenn sich nicht ersehen lässt, welches der tariflichen Regelwerke bei sich widersprechenden Regelungen den Vorrang haben soll.

4. Der gesetzliche Anspruch auf gleiches Arbeitsentgelt gemäß § 10 Abs. 4 AÜG wird zu dem arbeitsvertraglich für die Vergütung vereinbarten Zeitpunkt fällig und unterliegt dann auch wirksam vereinbarten Ausschlussfristen. 

5. Der gesetzliche Anspruch auf gleiches Arbeitsentgelt gemäß § 10 Abs. 4 AÜG unterliegt der regelmäßigen Verjährungsfrist von drei Jahren. Die Frist beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der Leiharbeitnehmer Kenntnis von den den Anspruch begründenden Umständen hat. 

6. Der Anspruch gemäß § 10 Abs. 4 AÜG besteht während der Dauer der Überlassung an ein entleihendes Unternehmen. 

Für seine Berechnung ist ein Gesamtvergleich aller Entgelte im Überlassungszeitraum durchzuführen, Aufwendungsersatz bleibt außer Betracht, es sei denn, es handelt sich um verschleiertes und somit steuerpflichtiges Arbeitsentgelt. 

Der Autor ist Landesregionalleiter „Hamburg“ der Deutschen Anwalts- und Steuerberatervereinigung für die mittelständische Wirtschaft e.V.
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